
ten und zur Vorlegung an das Eichamt bestimmten 
Thermometern in der Absicht entfernt hat, sie im 
Schwarzhandel umzusetzen, so hat er durch diese 
Handlung den ersten Schritt getan, die Thermometer 
pflichtwidrig der vorgeschriebenen Prüfung und 
Eichung zu entziehen. Es liegt daher insofern nicht 
mehr eine straflose Vorbereitungshandlung, sondern 
bereits ein strafbarer Versuch vor. Infolge der bisher 
unzureichenden Aufklärung des Sachverhalts in dieser 
Richtung kann der Senat nicht von sich aus mit Be­
stimmtheit feststellen, ob der Angeklagte als Herstel­
ler im Sinn des § 14 Abs. 3 MGG anzusehen ist. Das 
Landgericht wird daher diese fehlende Feststellung 
nachzuholen und den Sachverhalt gegebenenfalls nach 
den hier aufgezeigten Richtlinien zu beurteilen haben.

Die Tat des Angeklagten stellt weiterhin auch ein 
versuchtes Beiseiteschaffen der Thermometer im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Ziffer 2 und 3 Abs. 2 WStVO, §§ 2 Abs. 2, 
43 StGB dar. Die KWVO und die WStVO bestrafen 
unter anderem denjenigen, der die Versorgung der Be­
völkerung mit lebenswichtigen Erzeugnissen bzw. die 
Wirtschaftsplanung gefährdet. Der Begriff des Beiseite­
schaffens im Sinne der Wirtschaftsstrafgesetze entfernt 
sich insofern sinngemäß von dem Begriffe der Weg­
nahme im Sinne der Strafbestimmungen gegen den 
Diebstahl und 'ist mit dem Herausziehen oder Abzwei­
gen der Güter aus dem ordentlichen Wirtschaftsgange 
bereits erfüllt. Daher genügt zum Versuch eines Wirt­
schaftsvergehens im Sinne des § 1 KWVO bzw. § 1 
WStVO beispielsweise bereits das Zurechtlegen oder 
sonstige Aussondem und Vorbereiten der Schieber­
waren, das Fahren mit Schieberware zum Tatort usw., 
kurzum eine Handlung, die den Anfang der Abzwei­
gung der versorgungswichtigen Erzeugnisse aus dem 
ordnungsmäßigen Wirtschaftsgang enthält. Diese Ab­
zweigung kann auf verschiedene Weise ausgeführt und 
zum Abschluß gebracht werden. Im vorliegenden Fall 
sollte sie durch Absatz auf dem schwarzen Markt, also 
durch unbefugtes Inverkehrbringen erfolgen. Hier be­
ginnt das Tatbestandsmerkmal des Abzwedgens weit 
früher als die erste Ausführungshandlung des Inver­
kehrbringens, und zwar bereits mit dem „Zurecht­
machen der Fieberthermometer für den schwarzen 
Markt“ in Form des Abwischens der Herstellerzeichen, 
während das Inverkehrbringen erst durch Verkaufs­
angebote, Verpackung für den Versand und dgl. in Er­
scheinung tritt. Aus diesem Grunde stellt das Ab­
wischen der Herstellerzeichen zwar nur eine straflose 
Vorbereitungshandlung zum Vergehen nach § 14 Abs. 1 
des Maß- und Gewichtsgesetzes dar, jedoch bereits 
einen strafbaren Versuch zum Vergehen nach § 1 
Abs. 1 Ziffer 2 und 3, Abs. 2 WStVO. Abgesehen von 
dieser tatbestandsmäßigen Schlußfolgerung muß die 
Grenze zwischen der straflosen Vorbereitungshandlung 
und dem strafbaren Versuch bei Wirtschaftsvergehen 
schon aus allgemeinen Erwägungen viel weiter in das 
Gebiet der auf den Erfolg zusteuernden Tätigkeit zu­
rückverlegt werden, als dies bei Straftaten gegen indi­
viduelle Rechtsgüter der Fall ist. Die Rechtsgüter der 
Allgemeinheit sind bei unzureichendem Schutz weit 
zahlreicheren und verschiedenartigeren Angriffen aus­
gesetzt als die individuellen Rechtsgüter, über die ihr 
Träger sorgsam wacht, und deren Gefährdung er regel­
mäßig alsbald mit Nachdruck entgegenzutreten in der 
Lage ist. Daher müssen diese Angriffe soweit als mög­
lich in dem Vorfeld der sonst als straflos angesehenen 
vorbereitenden Handlungen abgefangen werden, und es 
rechtfertigt sich auch aus diesem Gesichtspunkte, bereits 
in der Entfernung der Herstellerzeichen von den Fieber­
thermometern zum Zwecke des Absatzes der Thermo­
meter auf dem schwarzen Markt den Beginn eines 
unmittelbaren Angriffs auf die Versorgung der Be­
völkerung und damit den Anfang der Ausführung der 
Herausnahme der Thermometer aus dem ordentlichen 
Wirtschaftsgang — des Beiseiteschaffens — zu erblicken 
(vgl. hierzu auch die Ausführungen von Hirschfeld im 
Maiheft der „Neuen Justiz“ 3. Jahrgang 1949 S. 112 über 
die analog liegende Frage des „Beziehers“ von bezugs­
beschränkter Ware im Sinne der Wirtschaftsgesetze).

Obwohl die Tat im April 1948 begangen worden ist, 
muß im Hinblick auf die Vorschrift des § 2 Abs. 2 
StGB die WStVO vor der KWVO zum Zuge kommen, 
da sie, auf den konkreten Fall bezogen, das mildere 
Gesetz darstellt.

§ 1 Abs. 1 u. 3 KWVO, KG 50.
Die Bewirtschaftung bezugsbeschränkter Erzeugnisse, 

die ein Unternehmen für die Ausführung einer im Inter­
esse der Allgemeinheit stehenden Aufgabe empfangen 
hat, erlischt nicht mit der formellen Übernahme dieser 
Güter durch die Werksleitung, sondern dauert bis.zu 
deren bestimmungsmäßigen Verbrauch an.

Zu dem Täterkreis des KG 50 gehören auch diejeni­
gen Personen, die in irgendeiner Weise beruflich oder 
auf Grund eines Auftrages oder Treueverhältnisses be­
wirtschaftete Waren für ein Unternehmen, das im 
Dienste der Allgemeinheit arbeitet, empfangen, ver­
walten oder dem bestimmungsmäßigen Verbrauch zu­
führen.

OLG Gera, Urteil vom 22. Juni 1949 — 3 Ss 191/49.
Nach den Feststellungen des angefochtenen Urteils 

hat der Angeklagte T. als Prokurist eines volkseigenen 
Betriebes im November 1947 einen an diese Firma ge­
lieferten Waggon mit 300 Zentnern Zement, die nicht 
bestellt waren und auch nicht im Augenblick benötigt 
wurden, im Einvernehmen mit dem mitangeklagten 
Werksleiter H. in der Weise an unberechtigte Per­
sonen umgeleitet, daß er 100 Zentner für den Ausbau 
seines zerbombten Hauses an seinen Baumeister We. 
geliefert und die restlichen 200 Zentner dem mitange­
klagten Buchhalter der Firma R. zur Verfügung ge­
stellt hat. Dieser hat den Zement an den Baumeister 
Wo. gegen ein Entgelt von 4 Zentnern Kartoffeln, einem 
halben Zentner Weizen und 10 Eiern weitergeleitet. 
R. hat ferner Waschmaschinen, die er für seine neben­
beruflichen Arbeiten bei der Firma P. erhalten hatte, 
an Landwirte ohne Bezugsberechtigung abgegeben.

Das Landgericht hat beide Angeklagten wegen Ver­
brechens nach § 1 KWVO zu je 3 Monaten Gefängnis, ' 
R. außerdem wegen Vergehens nach § 2 Ziffer 1 
VRStVO zu 100,— DM Geldstrafe, hilfsweise 10 Tagen 
Haft, unter Anrechnung der erlittenen Untersuchungs­
haft verurteilt.

Da die Revision Verletzung materiellen Rechts rügt, 
war die gesamte Rechtsanwendung nachzuprüfen. Die 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 KWVO hat das Land­
gericht irrtumsfrei festgestellt. Es hat jedoch unter­
lassen die Frage zu prüfen, ob die Angeklagten in Be­
reicherungsabsicht gehandelt haben (§ 1 Abs. 3 KWVO), 
was nach den bisherigen Feststellungen anzunehmen 
ist, aber in der neuen Hauptverhandlung noch über­
prüft werden muß und ob die Voraussetzungen des 
KG 50 vorliegen. Was die zweite Frage anbetrifft, so 
unterlag der Zement im Zeitpunkt des Beiseite­
schaffens durch die Angeklagten noch der Zwangsbe­
wirtschaftung. Im allgemeinen werden bezugsbe­
schränkte Erzeugnisse allerdings in dem Zeitpunkt 
frei, in dem sie der rechtmäßige Letztverbraucher 
ordnungsgemäß erwirbt und im Sinne der Bezugsbe­
rechtigung verbraucht. Hierbei ist jedoch zu unter­
scheiden, ob die Erzeugnisse für private Zwecke oder 
im Interesse der Allgemeinheit verwendet werden 
sollen. Im ersten Fall erlischt die Bewirtschaftung mit 
dem Zeitpunkt des ordnungsmäßigen Kaufes. Der 
Käufer ist also gleichzeitig Letztverbraucher. Im zwei­
ten Fall ist als Letztverbraucher aber nicht das Unter­
nehmen anzusehen, das die bewirtschafteten Waren 
für die Ausführung einer im Interesse der Allgemein­
heit stehenden Aufgabe empfangen hat, sondern die 
Allgemeinheit als solche. Die Bewirtschaftung dieser 
Waren dauert daher bis zu deren bestimmungsmäßi­
gen Verbrauch an. Im vorliegenden Fall blieb daher ' 
der Zement auch nach der formellen Übernahme durch 
die Werksleitung ein zweckgebundenes und insofern 
bezugsbeschränktes Erzeugnis. Indem die Angeklagten 
diesen Zement, der für die Bauarbeiten des Betriebes 
vorgesehen war, unbefugt abzweigten, haben sie nicht 
bloß lebenswichtige Erzeugnisse beiseitegeschafft, son­
dern zugleich bezugsbeschränkte Erzeugnisse ihrer be­
stimmungsmäßigen Verwendung in einem volkseige­
nen Betriebe entzogen. Die Angeklagten können daher, 
jedenfalls für ihre Person, nicht als ordnungsmäßige 
Letztverbraucher angesehen werden, und durch ihre 
Verwertungshandlung kam die Bewirtschaftung des 
Zements nicht zum Erlöschen.

Des weiteren ist zu prüfen, ob die Angeklagten zum 
Personenkreis des KG 50 gehören. Nach der ständi-
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